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(Nr. 5820.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. Januar 1864., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 
Loͤtzen uͤber Graywen, Milken und Groß-Konopken bis zur Johannisbur⸗ 
ger Kreisgrenze in der Richtung auf Arys, im Regierungsbezirk Gum⸗ 
binnen. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Loͤtzen über Graywen, Milken und Groß⸗Konopken bis zur Jo⸗ 
hannisburger Kreisgrenze in der Richtung auf Arys, im Regierungsbezirk Gum⸗ 
binnen, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Loͤtzen das Expro⸗ 
priationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach 
Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme 
der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen tiber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. z 
Berlin, den 25. Januar 1864. 


Wilhelm. 
v. Bodel ſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 
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Ausgegeben zu Berlin den 4. Maͤrz 1864. 
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(Nr. 5821.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Februar 1864. betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
f liſchen Vorrechte an die Gemeinde Sindorf, im Kreiſe Bergheim des Re⸗ 
gierungsbezirks Coͤln, zum chauſſeemaͤßigen Bau und zur Unterhaltung des 
Kommunalweges von Sindorf nach Horrem. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von der Gemeinde 
Sindorf, im Kreiſe Bergheim, Regierungsbezirk Cöln, beabſichtigten chauſſee⸗ 
maͤßigen Ausbau des Kommunalweges von Sindorf nach Horrem genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch der Gemeinde Sindorf das Expropriationsrecht 
für die zu dieſer Chauffee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr 
die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich der genannten Gemeinde gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur. öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. = 


Berlin, den 1. Februar 1864. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
f Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 5822.) Statut für die Genoſſenſchaft zur Senkung des Koppel⸗Schlapkow⸗Dieck⸗ und 
Remerow-Sees im Neuſtettiner Kreiſe. Vom 8. Februar 1864. 


ä Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


verordnen, Behufs el der am Koppel⸗Schlapkow⸗Dieck⸗ und Remerow⸗ 

See im Neuſtettiner Kreiſe belegenen Grundſtuͤcke, nach Anhoͤrung der Bethei⸗ 
ligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des Ge⸗ 
ſoc 080 11. Mal 1853. Art. 2. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1853. S. 183.), 
was folgt: 


H. 4 


Die Beſitzer der an dem Koppel⸗Schlapkow⸗Dieck⸗ und Remerow⸗See von 
Labenz bis zur Hammer⸗Muͤhle belegenen Grundſtuͤcke, wie fie im H. 3. dieſes 
Statuts aufgefuͤhrt ſind, werden fuͤr die Grundſtuͤcke, welche jetzt durch Ueber⸗ 
ſchwemmung oder zu große Naͤſſe leiden, zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um 
den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Senkung der genannten Seen zu verbeſſern. 
Die Genoſſenſchaft hat Korporationsrechte und ihren Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgericht zu Neuſtettin. 


H. 2. 


Alle zur Ausfuͤhrung der Senkung erforderlichen Anlagen, namentlich die 
Herſtellung des Hauptabzugsgrabens, die Befeſtigung der Grabenufer, die Räu⸗ 
mung des Grabens unterhalb der Hammer⸗Muͤhle, der Bau der Bruͤcke zwiſchen 
dem Dieck⸗ und Remerow⸗See nach dem Meliorationsplan und Koſtenanſchlage 
des Meliorations-Baumeiſters Schönwald vom 19. November 1862. werden auf 
gemeinſchaftliche Koſten der Genoſſenſchaft gemacht und unterhalten. 8 

Die Beſaamung, der Anbau und die ſonſtige Melioration der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Ziehung der Seitengraͤben, Bekarrung der 
Parzellen mit Erde, Duͤngung u. ſ. w. bleibt den Eigenthuͤmern uͤberlaſſen. 

Alle Entſchaͤdigungen dritter, durch die Senkung der Seen etwa benach⸗ 
theiligter Perſonen werden von der Genoſſenſchaft übernommen, 

Sollten ſich bei der Ausfuͤhrung des Meliorationsplans Streitigkeiten dar⸗ 
uͤber ergeben, welche Anlagen von der Genoſſenſchaft zu machen ſind, oder 
a die Ausführung zu bewirken ift, fo entſcheidet die Regierung zu Cöslin dar⸗ 

uͤber. i 


H. 8. 


Die Beiträge zu den geſammten Koſten des Entwaͤſſerungs⸗Unternehmens 
werden von den Genoſſen nach Verhaͤltniß des Vortheils aufgebracht. 
Fuͤr die Repartition der Beiträge iſt der Grundſatz angenommen, daß 
vorläufig die Betheiligten der Flaͤche noch mit Be 
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10 Freiſchulz Borth jetzt Ponath in Labenz > Theile, 


2) Bauer Carl Lubenow in Labenn a < 

3) Bauer Redmer in Laben nern 6 = 

4) Bauer Johann Radtke in Dieck. 2 

5) Bauer Johann Knuth in Dieck. ade 

20). Dauer MDerner U Dede nenne. ansehe: DEE 

7) Rittergutsbeſitzer von Bonin auf Cuſſerouw Sr 

8) Rittergutsbeſitzer von Bonin auf Wulflatzte 19 * 
und 9) Rittergutsbeſitzer von Bonin auf Gruͤnhoff .. 1 


f 138 Theile, 
veranlagt werden. 8 


Nach dieſem Beitragsverhaͤltniſſe koͤnnen ſofort Beitraͤge ausgeſchrieben 
werden, vorbehaltlich kuͤnftiger Ausgleichung. 

Behufs der definitiven Feſtſtellung des Beitragsverhaͤltniſſes iſt daſſelbe 
nach erfolgter Senkung der Seen einer Reviſion und Ergaͤnzung zu unter⸗ 
werfen, wobei auch die neugewonnenen Seelaͤnder nach Verhaͤltniß des Vortheils 
herangezogen werden ſollen. 


Die desfallſige Unterſuchung ſoll durch einen von der Regierung nach An⸗ 
hoͤrung des Vorſtandes zu ernennenden Sachverſtaͤndigen vorgenommen werden. 
Demnaͤchſt iſt das aufzuſtellende Kataſter jedem Intereſſenten mitzutheilen und 
bei dem Sozietaͤtsdirektor vier Wochen lang offen zu legen. Die Beſchwerden 
koͤnnen nur binnen dieſer Friſt und zwar bei dem Sozietaͤtsdirektor angebracht 
werden. Sodann hat ein Kommiſſarius der Regierung die Beſchwerden unter 
Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Mitgliedes des Vorſtandes und geeigneter 
Sachoverſtaͤndiger zu unterſuchen; die Sachverſtaͤndigen find von der Regierung 
zu Coͤslin zu ernennen. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht; find beide Theile mit dem Reſultat ein- 
verſtanden, ſo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt, andernfalls werden die 
Akten der Regierung zur Entſcheidung vorgelegt. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Regierungs⸗Ent⸗ 
ſcheidung iſt der Rekurs an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angele⸗ 
genheiten zulaͤſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten der⸗ 
ſelben den Beſchwerdefuͤhrer. 


9. 4. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Sozietaͤtsdirektor; der Ritter⸗ 
gutsbeſitzer von Bonin auf Wulflatzke ſoll für jetzt Sozietaͤtsdirektor fein. 
Derſelbe fuͤhrt die Verwaltung nach den Beſtimmungen dieſes Statuts 
und nach den Beſchluͤſſen des Vorſtandes und vertritt die Genoſſenſchaft in allen 
Angelegenheiten auch dritten Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber in und außer 
Gericht, wenn es nothwendig werden ſollte. 
Er 


Er hat insbefondere 5 . 


a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſetzten 
Planen zu veranlaffen, dieſelben zu beauffichtigen und für ihre Unter⸗ 
haltung zu ſorgen; 

b) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den Sau: 
migen event. durch adminiſtrative Exekution einziehen zu laſſen durch 
Vermittelung der kompetenten Verwaltungsbehoͤrde; a 


c) den Schriftwechſel fuͤr die Genoſſenſchaft zu fuͤhren und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. 


Dem Sozietätsdireftor wird ein Vorſtand von drei Mitgliedern beige- 
ordnet, welcher unter dem Vorſitze des Sozietaͤtsdirektors nach Stimmenmehrheit 
verbindende Beſchluͤſſe für die Sozietät zu faſſen, den Direktor in feiner Geſchaͤfts⸗ 
fuͤhrung zu unterſtuͤtzen und das Beſte der Sozietaͤt uͤberall wahrzunehmen hat. 

Bei etwa vorkommender Stimmengleichheit hat der Sozitaͤtsdirektor den 
Ausſchlag zu geben und demgemaͤß die Befchlüffe des Vorſtandes zu regeln und 
auszufuͤhren. i 

Der Bau der Bruͤcke zwifchen dem Dieck⸗ und Remerow⸗See erfolgt nach 
einem ſpeziellen Anſchlage unter Leitung eines zu waͤhlenden Sachverſtaͤndigen. 

Fuͤr die Wahl der Vorſtandsmitglieder wird beſtimmt, daß Freiſchulz 
Ponath 3, der Bauer Lubenow 2 und die übrigen Mitglieder jedes Eine Stimme 
te fol. Der Kreislandrath beruft die Wahlverſammlung und leitet die 

ahl. 

In gleicher Weiſe erfolgt die Wahl des Sszietaͤtsdirektors, wenn der 
Rittergutsbeſitzer von Bonin auf Wulflatzke den Beſitz ſeiner betheiligten Grund⸗ 
ſtuͤcke aufgeben oder aus einem anderen Grunde die Stellung des Sozietaͤts⸗ 
Direktors verlaſſen ſollte. Die neue Wahl eines Sozietaͤtsdirektors unterliegt der 
Beſtaͤtigung der Regierung. Wird die Beſtaͤtigung verſagt und die Wahl ent⸗ 
weder wiederum auf eine nicht zur Beſtaͤtigung geeignete Perſon gerichtet oder 
verweigert, ſo erfolgt die Ernennung des Sozietaͤtsdirektors durch die Regierung 
auf ſechs Jahre. 

In Behinderungsfaͤllen läßt der Direktor die Angelegenheiten der Ge⸗ 
noſſenſchaft durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu er 
nennenden Stellvertreter leiten. Sowohl der Direktor als die drei Vorſtands⸗ 
mitglieder verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt. 


$. 5. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft uͤber 
das Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellem Rechtstitel beruhenden Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte; dagegen werden alle anderen 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft oder die vorgebliche Beein⸗ 
traͤchtigung eines oder des anderen Genoſſen betreffenden Beſchwerden von dem 
Sozietaͤtsdirektor in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande unterſucht und nach Mehr⸗ 
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zahl der Stimmen entſchieden. Iſt der Sozietaͤtsdirektor ſelbſt betheiligt, ſo tritt 
der Stellvertreter ($. 4.) an feine Stelle. N 5 f 
Gegen die Entſcheidung ſteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds⸗ 

a gericht frei, welcher binnen zehn Tagen, vom Tage der Bekanntmachung des Be⸗ 
„ ſcheides an gerechnet, bei dem Sozietaͤtsdirektor angemeldet werden muß. Der 
| unterliegende Theil trägt die Koften. 

195 i Die Schiedsrichter ſind, wenn die Betheiligten ſich innerhalb vier Wochen 
5 nach der vom Sozietaͤtsdirektor dazu erlaſſenen Aufforderung über die Wahl 
derſelben nicht einigen, von der Regierung zu Cöslin zu beſtellen. 


H. 6. 


Die Genoſſenſchaft iſt der Oberaufſicht des Staats unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird von der Regierung zu Coͤslin und von dem Miniſter für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ausgeuͤbt nach Maaßgabe dieſes Sta⸗ 
tuts, uͤbrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich 
den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


K. 3%: 

Wenn die Senkung der Seen erfolgt iſt, auch die fuͤr das Unternehmen 
erforderlichen Koſten durch die Betheiligten aufgebracht und berichtigt find, und 
wenn es gelingen ſollte, die ſpaͤtere Inſtandhaltung der Genoſſenſchaftsanlagen 
durch Abkommen mit den angrenzenden Grundbeſitzern ſicher zu ſtellen, ſo kann 
die Aufloͤſung der Genoſſenſchaft von dem Vorſtande mit Genehmigung der 
Regierung beſchloſſen werden. Der Zeitpunkt der Aufloͤſung der Genoſſenſchaft 
wird von der Regierung zu Coͤslin bekannt gemacht. 


H. 8. 

Zur Senkung der Seen iſt der Ankauf der Waſſerkraft der Hammer⸗ 
Muͤhle erforderlich. Der Kaufpreis wird im Mangel der Einigung in dem 
Hö. 45—51. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. geregelten Verfahren 
feſtgeſtellt. In gleicher Weiſe erfolgt die Feſtſetzung der ſonſtigen Entſchaͤdi⸗ 
gungen, welche etwa in Anſpruch genommen werden. 

Die erforderlichen Beitraͤge werden baar aufgebracht. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


| Gegeben Berlin, den 8. Februar 1864. 
N 50 a (L. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
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Ir. 5823.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung des Nachtrages zu 
dem Geſellſchaftsſtatut der unter der Firma „Maſſener Geſellſchaft für 
Kohlenbergbau“ zu Dortmund beſtehenden Aktiengeſellſchaft wegen Erhoͤhung 
ihres Grundkapitals um 300,000 Thaler. Vom 19. Februar 1864. 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 8. Februar 
1864. den in der Generalverſammlung der Maſſener Geſellſchaft für Kohlen⸗ 
bergbau zu Dortmund unter dem 2. Dezember 1863. notariell verlautbarten 
Nachtrag zu dem Geſellſchaftsſtatut wegen Erhoͤhung des Grundkapitals der 
Geſellſchaft um 300,000 Thaler durch Ausgabe von 3000 Stuͤck auf Namen 
lautender Prioritaͤtsaktien zu je 100 Thalern mit der Maaßgabe zu genehmigen 
geruht, daß 
1) in dem Abſchnitte a. des Statut⸗Nachtrages die Buchſtaben A und B, 
2) in dem Abſchnitte e. des Statut⸗Nachtrages die Worte: 
„indem dieſe Dividendenſcheine ſelbſtredend ihre Guͤltigkeit verlieren“, 
3) auf dem Formulare zur Prioritaͤtsaktie die Worte: 
„Staatsſtempel von 5. Sgr.“ 
in Fortfall kommen. 
Der Allerhöchfte Erlaß nebſt dem Statut⸗Nachtrage wird durch das Amts⸗ 
blatt der Koͤniglichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 19. Februar 1864. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
| Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 5823-5824.) vr (Nr. 5824.) 


2 tegeſelſcaf 5 Thubalkain fur Bergbau und Hüttenbetricb! 
En 20. hh 1864. 


15 u Adenau. 


m es es Königs Meet haben mittel Allerböchſten Erlaſſes vom 1. Februar 1864. 
die von der Generalverſammlung der „Aktiengeſellſchaft Thubalkain fuͤr Berg⸗ f 
bau und Huͤttenbetrieb zu Adenau“ beſchloſſene Abänderung des unterm 17. Ja: 
8 nuar 1859. landesherrlich beſtaͤtigten Statuts der Geſellſchaft, wie ſolche in 
der e Urkunde vom 19. Juli 1862. enthalten iſt, zu genehmigen 
3 geru 2 8 . 
Sr Der Allerhöchfte Erlaß nebſt der notariellen Besbandfıieg vom 19. Juli 
4862. wird durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung au ev be: 
kannt gemacht werden. 


Berlin, den 20, Februar 1864. 


er ine für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
ER Schede. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 5 
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